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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Die vom Bundesrat im Vorjahr unterbreitete Revision des Staatsschutzgesetzes
(Bundesgesetz über Massnahmen zur Wahrung der inneren Sicherheit) kam beim
Nationalrat als Erstrat nicht gut an. Eine aus Vertretern der SVP, der SP und der Grünen
gebildete Mehrheit der Rechtskommission beantragte Rückweisung an den Bundesrat
mit der Auflage, namentlich die Begriffe „innere“ und „äussere“ Sicheheit genauer zu
definieren, die vorgesehene Zusammenarbeit der Bundesbehörden mit denjenigen der
Kantone und vor allem denjenigen des Auslandes zu präzisieren und die
parlamentarische Oberaufsicht zu stärken. Eine Minderheit aus einigen SP- und GP-
Mitgliedern beantragte Nichteintreten und eine aus Vertretern der FDP und der CVP
gebildete Kommissionsminderheit wollte die Revisionsvorschläge in der vorliegenden
Form behandeln. In der Eintretensdebatte unterstützten die Fraktionen der SP und der
GP den Nichteintretensantrag; sie kritisierten in erster Linie die vorgesehenen
präventiven Informationsbeschaffungsmöglichkeiten, welche Vischer (gp, ZH) in
Anspielung an die Geheimdienstdebatte in Deutschland als „den grossen Lauschangriff“
verurteilte. Ebenfalls für Nichteintreten auf das von alt-Bundesrat Blocher (svp)
ausgearbeitete, jetzt aber von Bundesrat Schmid (bdp) vertretene Geschäft votierte
eine grosse Mehrheit der SVP. Der Rat sprach sich mit 92 zu 79 Stimmen gegen das
Eintreten aus. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.2008
HANS HIRTER

Der Ständerat befasste sich als Zweitrat mit der Revision des Staatsschutzgesetzes
(Bundesgesetz über Massnahmen zur Wahrung der inneren Sicherheit). Er beschloss, im
Gegensatz zur grossen Kammer auf die Vorlage einzutreten, sie aber an den Bundesrat
zur Überarbeitung zurückzuweisen. Dabei forderte er von der Regierung unter anderem
die Konkretisierung von Begriffen wie „innere“ und „äussere Sicherheit“, eine
Präzisierung der vorgesehenen Zusammenarbeit von eidgenössischen, kantonalen und
ausländischen Polizeistellen sowie einen Ausbau der parlamentarischen Aufsicht. Der
Nationalrat schloss sich diesem Entscheid gegen den Widerstand der SP und der GP,
welche die Revision weiterhin grundsätzlich ablehnten, an. Die SVP hingegen wechselte
ihre Position und wollte dem nun nicht mehr von Bundesrat Schmid (bdp), sondern von
ihrem eigenen Bundesrat Maurer vertretenen Geschäft in einer überarbeiteten Version
nochmals eine Chance geben. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.04.2009
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

30. September 2022: Der Rücktritt von Ueli Maurer

Obwohl immer wieder über seinen Rücktritt spekuliert worden war, kam die
Ankündigung von Ueli Maurer, nach 14 Jahren Regierungstätigkeit Ende 2022 sein
Bundesratsmandat niederzulegen, einigermassen überraschend. Maurer selber hatte
nach den letzten Spekulationen vor gut einem Jahr verlauten lassen, er werde
mindestens bis Ende Legislatur (also bis Oktober 2023) in der Regierung bleiben und
dann vielleicht gar nochmals vier Jahre anhängen. Am 30. September 2022 liess er dann
aber an einer Pressekonferenz verlauten, er wolle wieder «der normale Ueli» sein und
habe noch einige private Projekte in Planung. Mit 71 Jahren war Maurer der älteste
amtierende Bundesrat seit Einführung der Zauberformel. Maurer war 2008 für Samuel
Schmid in den Bundesrat gewählt worden und hatte damit die kurze Oppositionsphase
der SVP beendet. Er hatte zuerst das Verteidigungsdepartement übernommen, bevor er
2015 ins Finanzdepartement gewechselt war. In den Medien wurde Maurer als
«erfolgreichster Politiker der Schweiz» (St. Galler-Tagblatt) beschrieben, allerdings
auch dafür kritisiert, dass er häufig mit den Grenzen der Kollegialität gespielt habe und
aufgrund seines schlechten Französisch nur einen «reduzierten Kontakt mit der
Romandie» gepflegt habe (Le Temps). Im Parlament habe er als Finanzminister grossen
Respekt genossen, gaben mehrere Parlamentsmitglieder zu Protokoll. Gelobt wurden
zudem seine umgängliche Art, seine Dossierkenntnis und sein Pragmatismus. Er sei sich

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 30.09.2022
MARC BÜHLMANN
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treu, bodenständig und bescheiden geblieben, urteilte der Blick. Der «widerborstige
Bauernsohn» habe sich «nicht vom System vereinnahmen lassen», fasste die Aargauer
Zeitung zusammen. Der «erstaunlich wandlungsfähige» Maurer gehöre «zu den
Politikern, die zu Anfang ihrer Karriere belächelt, später gefürchtet oder gehasst und
am Schluss respektiert werden», befand die NZZ. Auch der «launische Umgang» mit
den Medien war Gegenstand der medialen Würdigungen: Der Tages-Anzeiger
bezeichnete den SVP-Magistraten als den letzten «Oppositions-Bundesrat» –
«mäandriered zwischen den Rollen als Staatsmann und Oppositioneller» habe er es
allerdings geschafft, die Konkordanz nach den unruhigen Jahren nach Christoph
Blocher und Eveline Widmer-Schlumpf wieder zu stabilisieren. Die Weltwoche
vermutete, dass «dem Berner Politikbetrieb» die Spontanität Maurers bald fehlen
werde. Kritischer urteilte die WoZ: Maurer habe «wesentlich dazu beigetragen [...],
rechtspopulistische Hetze zu normalisieren».

Bereits am Tag nach der Rücktrittsankündigung überboten sich die Medien mit
Spekulationen über mögliche Nachfolgerinnen und Nachfolger von Ueli Maurer. Am
häufigsten genannt wurden die Nationalrätinnen Esther Friedli (svp, SG) und Céline
Amaudruz (svp, GE), die Zürcher Regierungsrätin Natalie Rickli (ZH, svp), die
Nationalräte Albert Rösti (svp, BE), Gregor Rutz (svp, ZH) und Thomas Aeschi (svp, ZG),
der frühere Parteipräsident und Nationalrat Toni Brunner (SG, svp) sowie der Aargauer
Regierungrat Jean-Pierre Gallati (AG, svp). Albert Rösti galt in den meisten Medien als
Kronfavorit. Seine einzige Schwäche sei, dass Christoph Blocher, der «noch immer ein
entscheidendes Wort mitzureden» habe, wie der Blick wusste, gegen ihn ein Veto
einlegen könnte. Dies gelte nicht für Esther Friedli, die als mögliche erste SVP-
Bundesrätin gehandelt wurde. Dass neben Karin Keller-Sutter eine zweite St. Gallerin
bereits in der Regierung sitze, sei kein Problem, urteilten vor allem die Ostschweizer
Medien. Eine früher oft gehandelte Anwärterin auf einen Bundesratssitz, Magdalena
Martullo-Blocher gab hingegen noch am Tag von Maurers Rücktritt bekannt, kein
Interesse am Regierungsamt zu haben. Ebenfalls unverzüglich aus dem Rennen nahmen
sich Roger Köppel (svp, ZH) und Franz Grüter (svp, LU). Auch Diana Gutjahr (svp, TG)
erteilte entsprechenden medialen Anfragen eine Absage, da für sie «als junge Mutter
[...] der richtige Zeitpunkt für eine Bundesratskandidatur nicht gegeben» sei, wie das
St. Galler-Tagblatt bedauerte. Auch Toni Brunner schloss einen Rücktritt auf die
nationale Bühne bald aus und nach einiger Bedenkzeit verzichtete auch seine
Lebenspartnerin Esther Friedli. Sie wolle ihre regionale Verankerung für den
Ständeratswahlkampf nutzen, der aufgrund des Rücktritts von Paul Rechsteiner (sp, SG)
im kommenden Frühling 2023 anstand. Bundesrätin werden sei hingegen kein
Lebensziel von ihr.

Nachdem sowohl Natalie Rickli als auch der ebenfalls angefragte Regierungsrat Ernst
Stocker (ZH, svp) und auch Gregor Rutz bekannt gegeben hatten, nicht für die Nachfolge
Maurers kandidieren zu wollen, schien sich abzuzeichnen, dass der Kanton Zürich in
Kürze zum zweiten Mal in der Geschichte nicht im Bundesrat vertreten sein könnte. Nur
während knapp sieben Jahren zwischen dem Rücktritt von Elisabeth Kopp (1989) und
der Wahl von Moritz Leuenberger (1995) war der bevölkerungsreichste Kanton der
Schweiz nicht in der eidgenössischen Regierung präsent gewesen und stellte folglich
bisher mit 20 Magistratinnen und Magistraten die meisten Bundesratsmitglieder aller
Kantone. Von einer «Blamage» für die kantonalzürcherische SVP, die es versäumt habe,
rechtzeitig für mögliche Nachfolgerinnen und Nachfolger zu sorgen, sprach in der Folge
der Tages-Anzeiger. Dass der Zürcher Flügel nicht vertreten sei, sei aber auch darauf
zurückzuführen, dass die Kantonalpartei aufgrund der reihenweisen Absagen eine
«Partei der Nein-Sager» sei, so der Blick weiter. Die «oppositionelle DNA der Zürcher
SVP» entpuppe sich jetzt als Nachteil, analysierte die Aargauer Zeitung.

Im Gegensatz zum «Personalproblem» der Zürcher habe die Berner SVP einen
Kandidaten zu viel, kommentierte der Tages-Anzeiger die Kandidatur von Werner
Salzmann (svp, BE), der am 6. Oktober als erster offiziell ankündigte, Bundesrat werden
zu wollen. Der Berner Ständerat betonte, er sei als Oberst der Schweizer Armee und
Sicherheitspolitiker ein idealer Kandidat für das VBS. Salzmann stamme aus der Familie
des BGB-Parteigründers Rudolf Minger, dem ersten Bundesrat der BGB (und späteren
SVP) und habe entsprechend ein «Bundesrat-Gen», so der Tages-Anzeiger. Salzmann
könne dem Favoriten Rösti zwar gefährlich werden, innerhalb der Berner SVP werde
aber befürchtet, dass der Ständeratssitz verloren gehen könnte, wenn Salzmann in den
Bundesrat gewählt würde, spekulierte der Tages-Anzeiger weiter. Wenige Tage später,
am 10. Oktober 2023, gab auch Albert Rösti seine Kandidatur bekannt. Der Zweikampf
zwischen den beiden Bernern bringe ein wenig Salz in den Wahlkampf, urteilte La
Liberté. Allerdings vermuteten die Medien, dass der ehemalige Parteipräsident Rösti im
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Parlament mehr Rückhalt habe als Salzmann. Die BZ urteilte entsprechend, dass Röstis
Kandidatur höchstens «wegen internen Widerstands» scheitern könnte. Die NZZ
befand gar, dass die Kandidatur Röstis für Langeweile sorge, weil der «anstandslos
anständige [...] Panorama-Politiker» kaum anecke – was eine wichtige Voraussetzung
sei, um genügend Stimmen aus dem Parlament zu erhalten. Skeptischer zeigte sich die
WoZ, die sich fragte, weshalb dem «Ölkönig», der «eine riesige Schadensbilanz»
aufweise, so viele Sympathien zuflögen. Starke Kritik erwuchs Rösti auch in der
Weltwoche, die befürchtete, dass Rösti seinen SVP-Kurs wohl aufgeben werde, wenn er
im Bundesrat sitzen werde. Roger Köppel, Chefredaktor der Weltwoche, warnte vor
einem «Kuckucksei» und einem «Trojanischen Pferd» für die SVP im Bundesrat. Rösti
sei «der Prototyp eines Pöstchenjägers, ein Hansdampf an allen Kassen» und er sei mit
seinem «Naturell des Jasagers» und als «Briefträger bezahlter Interessen» «der
Falsche». Im Sonntagsblick wurde vermutet, dass «Atom-Rösti» auch deshalb im
Parlament die grössten Chancen habe, weil er nicht die Kernthemen der SVP vertrete,
sondern Energiepolitik betreibe. Würde er dem UVEK vorstehen, wäre dies «ein Coup»,
so der Sonntagsblick. Die zahlreichen Lobby-Mandate Röstis waren in der Folge ein
ziemlich häufiges mediales Thema. Der Blick erinnerte schliesslich daran, dass die SVP
mit den letzten Berner Vertretern in der Landesregierung nicht sehr glücklich gewesen
sei. Sowohl Adolf Ogi, der innerparteilich als zu europafreundlich gegolten habe, als
auch Samuel Schmid, der als «halber Bundesrat» bezeichnet worden war, hätten in der
SVP selber nur wenig Rückhalt gehabt.

Am 15. Oktober gab der Zuger Finanzdirektor Heinz Tännler (ZG, svp), seit 2006 in der
Zuger Kantonsregierung, bekannt, dass er die Innerschweiz und einen «boomenden
Kanton» vertreten wolle. Als «zupackender Wirtschaftspolitiker» wolle er den beiden
Berner Bewerbungen etwas entgegensetzen und der Partei eine Auswahl bieten. Es sei
nicht gut, dass die Zentralschweiz seit dem Rücktritt von Kaspar Villiger im Jahr 2003
nicht mehr im Bundesrat vertreten sei. In zahlreichen Gesprächen sei er darauf
aufmerksam gemacht worden, dass «diese Region wieder eine Stimme in der
Landesregierung haben» müsse. Er wolle aber auch alle anderen finanzstarken Kantone
vertreten, so Tännler in der Ankündigung seiner Kandidatur. In den Medien wurden
Tännler trotz Exekutiverfahrung eher geringe Chancen eingeräumt, da er im Gegensatz
zu Salzmann und Rösti nicht dem Bundesparlament angehöre, was häufig ein Nachteil
sei. Zudem stehe er als Finanzdirektor des reichen Kantons Zug vor allem bei Linken in
Verdacht, «Politik für die Reichen und Mächtigen zu machen», so die Bewertung der
NZZ. 

Am 18. Oktober meldete auch Michèle Blöchliger (svp, NW), seit 2018
Gesundheitsministerin des Kantons Nidwalden, ihre Ambitionen an. Sie sei überzeugt,
dass sie «den nötigen Rucksack» mitbringe, den es für das Amt als Bundesrätin
brauche: Sie sei sich gewohnt, das Kollegialitätsprinzip zu achten, habe politische
Exekutiverfahrung und bringe mit einer englischsprachigen Mutter wichtige
Sprachkompetenzen mit. Die SVP könne aufatmen, weil sie doch noch eine Frau
gefunden habe, befand 24Heurers. Für die Nidwaldner Regierungsrätin und
Rechtsanwältin «mit juristischem Gewissen», wie die Nidwaldner Zeitung wusste,
spreche nicht nur ihr Geschlecht, sondern auch der Umstand, dass aus dem
Innerschweizer Kanton noch nie jemand in der Landesregierung gesessen habe. Zudem
sei sie parteiintern gut vernetzt und der Umstand, dass auch innerhalb der SVP viele
eine Frau auf einem Zweierticket forderten, erhöhe ihre Chancen ebenfalls, waren sich
viele Medien einig. Allerdings sei sie in Bundesbern etwa auch im Vergleich zu Tännler
praktisch unbekannt und liefe Gefahr, sich «in einer undankbaren Rolle als
Alibikandidatin» wiederzufinden, prognostizierte die NZZ. Für Schlagzeilen sorgte in der
Folge die Aussage Blöchligers, dass Wikipedia nicht zutreffende Angaben über sie
verbreite. Sie besitze – im Gegensatz zu den Informationen auf Wikipedia – die
britische Staatsangehörigkeit seit dem Tod ihrer Mutter nicht mehr. Der Tages-
Anzeiger, der diese Aussage überprüfte, fand allerdings heraus, dass Blöchliger nie
formell auf den britischen Pass verzichtet habe. Die Zeitung machte daraus auch
deshalb eine Geschichte, weil die SVP 2019 mit einem Vorstoss – erfolglos – das Verbot
einer doppelten Staatsbürgerschaft von Bundesratsmitgliedern gefordert hatte.
«Blöchligers Hin und Her um ihre zweite Nationalität» biete neuen «Zunder für diese
Debatte», so der Tages-Anzeiger. Blöchliger selber gab bekannt, dass sie offiziell auf die
britische Staatsangehörigkeit verzichten werde. Allerdings war die Geschichte für viele
Medien ein gefundenes Fressen. Der Tages-Anzeiger urteilte, dass sich Blöchliger mit
der versuchten Vertuschung ihrer doppelten Staatsbürgerschaft – «um der eigenen
Partei zu gefallen» – wohl selbst aus dem Rennen genommen habe. Als «denkbar
schlecht» bezeichnete die Weltwoche den Kampagnenstart Blöchligers.
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Weitere Kandidatinnen und Kandidaten hatten entsprechend der Terminplanung der
SVP bis zum 21. Oktober Zeit, ihr Interesse zu bekunden. Einen Tag vor Ablauf dieser
Frist meldete sich die SVP Zürich mit einem eigentlichen Überraschungscoup doch
noch zurück und präsentierte den 2021 aus dem Nationalrat zurückgetretenen Hans-
Ueli Vogt (svp, ZH) als Kandidierenden. Er sei aus der Politik ausgestiegen, weil ihm die
parlamentarische Arbeit nicht zugesagt habe, das Bundesratsamt reize ihn aber,
erklärte Vogt. Er wolle «ein Opfer erbringen», zudem sei seine Kandidatur «weder eine
Verlegenheitslösung noch eine Alibiübung», gab Vogt der NZZ zu Protokoll, eine urbane
Vertretung in der Landesregierung sei zudem wichtig. «Professor Vogt» sei der
«Wunschkandidat» der Zürcher Kantonalsektion, betonte Kantonalpräsident Domenik
Ledergerber (ZH, svp), der den Kandidierenden als «gründlich, aber zielstrebig, urban
und doch bodenständig» beschrieb. In den Medien wurde die Kandidatur begrüsst. Nun
habe Zürich doch noch einen Kandidaten, freute sich etwa die NZZ. Vogt sei in Bern
auch nach seinem Rücktritt 2021 noch genügend bekannt und werde nach wie vor als
seriöser Sachpolitiker geschätzt; vor allem auf linker Seite könne er punkten, ergänzte
die NZZ. Auch 24Heures urteilte, dass Vogt mit den Eigenschaften «Intello, urbain, gay»
das Zeug habe, die Kampagne aufzumischen. Innerhalb der SVP sei Vogt allerdings ein
«OVNI», ein unbekanntes Flugobjekt, urteilte La Liberté. Seine Chancen wurden auch
vom Tages-Anzeiger vor allem im Vergleich mit dem «berechenbareren» Albert Rösti als
geringer eingestuft. Vogt sei gleichzeitig «Verlegenheitslösung und Befreiungsschlag»
für die Zürcher SVP, befand die Weltwoche.

Da bis zum Ende der Meldefrist alle weiteren Favoriten abgesagt hatten – darunter etwa
auch Thomas Aeschi, der nach seinem Misserfolg 2015 auf eine zweite
Bundesratskandidatur verzichten und sich auf seine Parlamentsarbeit konzentrierten
wollte, oder der Aargauer Regierungsrat Jean-Pierre Gallati (AG, svp), der sich bis
Meldeschluss bedeckt gehalten hatte – und sich keine neuen Personen mehr gemeldet
hatten, standen mit Werner Salzmann, Albert Rösti, Heinz Tännler, Michèle Blöchliger
und Hans-Ueli Vogt die fünf Kandidierenden für die Nachfolge von Ueli Maurer fest. Die
Partei habe sich knapp gerettet, fasste die Aargauer Zeitung zusammen. Mit einer Frau
und einem Kandidaten aus Zürich könne die SVP nun doch verschiedene Optionen
bieten. Die Empfehlung der Kandidierenden durch die jeweiligen Kantonalsektionen
war Formsache. Für Spannung sorgte einzig die Frage, ob die Kantonalberner Sektion
eine Vorselektion treffen und lediglich einen der beiden Kandidierenden vorschlagen
würde. Sie schob die Frage einer allfälligen Vorselektion allerdings an die nationale
Findungskommission weiter und nominierte sowohl Albert Rösti als auch Werner
Salzmann einstimmig. Besagte Findungskommission nahm sich dann bis Mitte
November Zeit, die Kandidierenden auf Herz und Nieren zu prüfen, um der Fraktion
einen Vorschlag zu unterbreiten. 
Wie schon die Kantonalberner scheute sich dann allerdings auch die
Findungskommission, eine Vorentscheidung zu treffen. Alle fünf Kandidierenden seien
wählbar und in den Hauptthemen strikt auf der Parteilinie. Sie würden einen
eindrücklichen Leistungsausweis und die nötige Führungserfahrung mitbringen. Die von
alt-Nationalrat Caspar Baader (BL, svp) präsidierte Kommission empfehle der Fraktion
zudem, ein Zweierticket zu bilden. Somit stand also die Fraktion in der Verantwortung,
die Vorauswahl zu treffen. An der Favoritenrolle von Albert Rösti ändere dies nichts,
waren sich die Medien einig. Spannend sei einzig, wer neben ihm aufs Ticket komme, so
etwa die NZZ. 
Am 18. November entschied sich dann die SVP-Fraktion für ein Zweierticket aus Albert
Rösti und Hans-Ueli Vogt. Rösti sei in der ersten Runde mit 26 von 51 Stimmen zum
einen Kandidaten auf dem Zweierticket bestimmt worden, wussten die Medien zu
berichten. In dieser ersten Runde hätten Michèle Blöchliger vier und Heinz Tännler
lediglich eine Stimme auf sich vereinen können. Vogt sei auf 13 und Salzmann auf 5
Stimmen gekommen. Dreimal sei es dann in der Folge zu einem 25:25 Unentschieden
zwischen dem Berner und dem Zürcher Kandidaten gekommen, bevor wahrscheinlich
eine sich bis dahin enthaltende Stimme in der fünften Runde den Ausschlag für Hans-
Ueli Vogt gegeben habe. Das Ringen zeige, dass fraktionsintern befürchtet werde, dass
Vogt im Parlament auf linker Seite Stimmen holen könnte und so zum «Rösti-
Verhinderer» werde, analysierte die NZZ. Das Rennen zwischen Bern und Zürich sei nun
neu lanciert, waren sich die meisten Medien einig.
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Landesverteidigung

Militärorganisation

Mis en cause de toutes parts pour son implication dans l’«affaire Nef» (voir ici) et dans
l’incapacité de faire passer son programme d’armement 2008 au Conseil national (voir
ici), le conseiller fédéral Samuel Schmid a démissionné le 12 novembre, officiellement
pour des raisons de santé (hospitalisé pour de violentes douleurs au ventre, il s’est fait
opérer de la vésicule biliaire quelques jours auparavant). L’ancien président de l’UDC, le
conseiller national Ueli Maurer, a été élu au Conseil fédéral le 10 décembre 2008 (voir
ici) et a repris la tête du DDPS le 1er janvier 2009. 3

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 13.11.2008
ELIE BURGOS

Les chambres ont examiné durant l’année sous revue une motion déposée par le
conseiller national Adrian Amstutz (udc, BE), qui demandait au Conseil fédéral
d'examiner le concept de stationnement actuel des Forces aériennes et de proposer
des solutions pour combler ses lacunes manifestes. Le député a notamment mis en
évidence le fait que la concentration de l'exploitation des avions à réaction sur trois
aérodromes entraînait des nuisances massives pour les régions concernées et offre peu
de marge de manoeuvre en cas d'événements naturels ou de menaces. Il a également
demandé qu’il soit tenu compte, lors de ce réexamen, de la planification à moyen et à
long termes des Forces aériennes sur la base d'une analyse sérieuse des menaces et
des conséquences des acquisitions prochaines dans le cadre du remplacement partiel
des avions de combat F-5 Tiger. Le Conseil national a adopté sans discussion cette
motion, contre l’avis du Conseil fédéral, par 101 voix contre 77. Les débats à la chambre
des cantons ont permis de clarifier la position du gouvernement par rapport à la
question du stationnement actuel et futur des Forces aériennes et l’avancée des
discussions entre Confédération et cantons concernés par ce dossier. Le chef du DDPS,
le conseiller fédéral Samuel Schmid, qui a mis en garde les députés contre les buts de la
motion jugés «mal ajustés» par rapport à l’évolution générale du dossier, s’est déclaré
prêt à poursuivre les négociations avec les cantons concernés en cas de rejet de celle-
ci. Les députés ont entendu son appel et rejeté la motion en question. 4
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Ausrüstung und Beschaffung

Le projet a suscité des débats nettement plus animés au Conseil national, notamment
sous l’effet de l’ «alliance» renouvelée entre socialistes et démocrates du centre (voir
débats sur les programmes d’armement précédents), opposés, pour des raisons très
éloignées cependant, au programme d’armement présenté. En conflit plus ou moins
ouvert depuis un moment avec son ancien conseiller fédéral Samuel Schmid (qui avait
quitté l’UDC pour le PBD), le groupe UDC a déposé une motion d’ordre (demande de
suspension des débats) et une proposition de renvoi demandant que le Conseil fédéral
présente un rapport sur les disfonctionnements de l’armée et les mesures qu’il
entendait prendre pour y remédier. Ces deux propositions ont été rejetées de manière
claire, par 131 voix contre 49 et par 125 contre 48, respectivement. Une proposition de
non-entrée en matière du groupe des Verts a quant à elle été rejetée par 160 voix
contre 31. Même si quelques voix socialistes se sont jointes à celles des Verts, le PS était
majoritairement favorable à une entrée en matière sur le projet. Cette dernière étant
acquise, le groupe socialiste menaçait de ne soutenir le projet du Conseil fédéral à la
seule condition que le projet de sauvegarde des capacités du F/A-18 soit retranché du
programme d’armement. Pour les socialistes, ce dernier volet du programme devait en
effet être discuté en même temps que le programme d’armement 2010, dans lequel
figurera le remplacement des avions de combat F-5 Tiger. Ils ont également soutenu
deux propositions de minorité visant à réduire les acquisitions de véhicules de
transport. Toutes les propositions de minorité ont cependant été rejetées. Au vote sur
l’ensemble, et malgré les appels des radicaux-libéraux, du groupe PDC et du conseiller
fédéral Samuel Schmid, le programme d’armement a été rejeté par 104 voix (PS, Verts et
UDC) contre 83. Auparavant, le frein aux dépenses avait également été rejeté par 86
voix contre 78 (Verts, socialistes et quelques UDC). 5
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Lors de l’élimination des divergences au Conseil des Etats, le seul point de discussion a
concerné la proposition socialiste demandant le renvoi du projet de sauvegarde des
capacités du F/A-18. Le plénum l’a rejetée par 32 voix contre 7. Au vote sur l’ensemble,
le Conseil des Etats a adopté le programme d’armement par 33 voix contre 3 et 5
abstentions. Au Conseil national, les quatre partis gouvernementaux ont rejeté la
proposition de minorité Geri Müller (pe, AG), qui proposait de ne pas entrer en matière
sur le projet (134 voix contre 30). Cette entrée en matière acquise, les débats se sont
focalisés sur les deux propositions de minorité socialiste et écologiste. Satisfaite des
réponses apportées entre-temps par le DDPS – et sans doute apaisée par l’annonce de
la démission du conseiller fédéral Schmid un mois avant ce débat –, l’UDC a apporté
son soutien au programme d’armement, annihilant de fait les chances que ces
propositions de minorité soient acceptées. Ces dernières ont d’ailleurs été nettement
rejetées, respectivement par 116 voix contre 58 et 142 voix contre 25. Après que la
majorité qualifiée a été acquise pour débloquer le crédit en question (117 voix contre
58), le Conseil national a adopté, par 114 voix contre 57 et 5 abstentions le projet tel que
voté au Conseil des Etats, Verts et socialistes s’y opposant en vain. 6
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